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Vorwort

Klaus Stern ist bereits vor 15 Jahren, zu seinem 65. Geburtstag, mit der im-
posanten Festschrift „Verfassungsstaatlichkeit“ geehrt worden, die Joachim Bur-
meister im Zusammenwirken mit weiteren Schülern des Jubilars herausgegeben
hat. Joachim Burmeister und Peter J. Tettinger, die beide mit ihrem Lehrer Klaus
Stern auch gut befreundet waren, sind seither – tragisch früh – verstorben.

Nur wenigen Gelehrten ist es vergönnt, die Auszeichnung durch eine Fest-
schrift mehrfach zu erleben. Voraussetzung dafür ist zunächst ein langes Leben.
Das ist Klaus Stern gegeben, zudem bei bester Gesundheit und hoffentlich noch
für viele Jahre. Hinzu kommen muss aber auch in der Zeit nach der ersten Fest-
schrift eine anhaltende, herausragende Präsenz im wissenschaftlichen Diskurs,
weil sie die Grundlage für eine neue Ehrung bietet.

Der Einladung, an einer zweiten Festschrift für Klaus Stern mitzuwirken, ist
spontan eine sehr große Anzahl von Kollegen und Freunden des Jubilars gefolgt.
Die Resonanz war so überwältigend, dass leider niemand, der – aufgrund welcher
Zufälligkeiten auch immer – nicht sofort zugesagt hatte, noch nachträglich hätte
berücksichtigt werden können. Das ist den Betroffenen und uns sehr schwer ge-
fallen.

Die wissenschaftlichen Leistungen, die Klaus Stern – als Emeritus der Res-
sourcen seines früheren Instituts für Öffentliches Recht und Verwaltungslehre be-
raubt – seit Anfang 1997 vollbracht hat, sind überaus eindrucksvoll und suchen
ihresgleichen.

Ein Zeugnis dafür legt das Schriftenverzeichnis von Klaus Stern ab, das die
Mitarbeiter des Instituts für Rundfunkrecht an der Universität zu Köln, dessen
Mitdirektor er bis heute ist, zu seinem 70. Geburtstag angelegt haben und bis
heute fortführen. Dort sind seither allein zwölf selbständige Bücher (zusammen
70) und fast neunzig Aufsätze (zusammen 250) neu aufgeführt. Die weltweit
anhaltende Resonanz seines Schaffens dokumentieren 26 (von 56) neue fremd-
sprachliche Publikationen oder Übersetzungen. Hinzu kommen die Reden, die
Klaus Stern im In- und Ausland gehalten hat. Zum siebzigsten Geburtstag des
Jubilars ist im Jahre 2002 eine Sammlung ausgewählter Reden unter dem Titel
„Im Dienste von Recht, Staat und Wirtschaft“ erschienen. In der folgenden De-
kade sind noch viele hinzugekommen, nicht zuletzt auf den zahlreichen Aus-
landsreisen, die den Jubilar bis jetzt in alle Teile der Welt führen. Angesichts
dieser Fülle kann hier nur Weniges hervorgehoben werden:

An erster Stelle ist die noch verstärkte Zuwendung zu Themen des europäi-
schen Rechts, des Unionsrechts sowie des Rechts der europäischen Nachbarstaa-



ten zu nennen. Klaus Stern hat insbesondere die Entwicklung der EU-Grund-
rechte-Charta intensiv begleitet. Diese Arbeit wird eindrucksvoll durch den von
ihm gemeinsam mit Peter Tettinger herausgegebenen Kölner Gemeinschafts-
Kommentar zur Europäischen Grundrechte-Charta belegt, der unter breiter inter-
nationaler Beteiligung im Jahre 2006 erschienen ist.

Das zweite besonders hervorzuhebende Ereignis ist die Vollendung seines opus
maximum „Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland“ im Jahre 2011. Da-
für hätten die zwanzig Jahre, die nach den Vorgaben des Gesetzgebers und der
Verwaltung bei Erscheinen von Band I im Jahre 1977 noch als „aktives“ Berufs-
leben verblieben wären, bei weitem nicht ausgereicht, waren doch bis 1997 erst
Band II (1980) und – nach der 2. Auflage von Band I (1984) – die Teilbände III/1
(1988) und III/2 (1994) erschienen. Hatte bei diesen beiden Teilbände, die mit
weit über 3.000 Seiten den allgemeinen Grundrechtslehren gewidmet sind, schon
einer seiner Schüler, Michael Sachs, eher bescheidene Anteile übernehmen dür-
fen, gelang es Klaus Stern dann wieder im Alleingang, den bis dahin umfang-
reichsten Band „Die geschichtlichen Grundlagen des deutschen Staatsrechts“ im
Jahre 2000 als Band V des Gesamtwerks fertigzustellen. Schließlich hat er es mit
Unterstützung seiner Schüler Michael Sachs und Johannes Dietlein geschafft,
auch die „Einzelnen Grundrechte“ in den Teilbänden IV/1 (2006) und schließlich
IV/2 (2011) umfassend darzustellen, mit jeweils deutlich mehr als 2.000 Seiten.
Nach fast 35 Jahren, davon 15 im „Ruhestand“, ist so ein Vorhaben abgeschlos-
sen, das als Lebenswerk einzigartig dasteht.

Herausragend war auch das Wirken von Klaus Stern als akademischem Lehrer
nach seiner Emeritierung. Ihm war es vergönnt, die Schar seiner Schüler um zwei
weitere Kollegen zu vergrößern, Hermann-Josef Blanke und Johannes Dietlein.

Zu danken ist allen, die das Erscheinen dieser Festschrift ermöglicht haben;
an erster Stelle den Autoren, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Lehrstuhls für Geld, Währungs- und Notenbankrecht der Johann Wolfgang
Goethe-Universität, Frankfurt am Main, des Lehrstuhls für Staats- und Verwal-
tungsrecht der Universität zu Köln und des Verlags Duncker & Humblot. Einen
besonderen Dank haben Gisela Amend-Khaskhoussi und Birgit Müller für ihren
unermüdlichen Einsatz verdient. Danken möchten wir aber auch der Fritz Thys-
sen Stiftung, die das Vorhaben durch eine namhafte Zuwendung gefördert hat.

Alle an dieser Festschrift Beteiligten wünschen Klaus Stern zur Vollendung sei-
nes 80. Lebensjahres von Herzen, dass er noch viele Jahre gesund bleiben und an
der Seite seiner Frau Helga das Leben genießen möge. Seine wissenschaftliche
Arbeit wird aber weitergehen. Das dürfte allen, die Klaus Stern kennen, klar sein.

Für die Herausgeber zum Anfang des Jahres 2012

Michael Sachs, Köln

Helmut Siekmann, Frankfurt am Main
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Der Schutz der kommunalen Finanzhoheit
durch das Konnexitätsprinzip

der nordrhein-westfälischen Landesverfassung*

Von Michael Bertrams

I. Einleitung

Eine angemessene Finanzausstattung der Kommunen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben gehört zum Inhalt der Verfassungsgarantie der Selbstverwaltung nach
Art. 28 Abs. 2 GG, Art. 78 Abs. 1 der Landesverfassung NRW (LV NRW). Um
den kommunalen Gebietskörperschaften eine entsprechende Ausstattung zu si-
chern, enthielt Art. 78 Abs. 3 LV NRW bis zum Jahre 2004 eine Verfassungs-
direktive, wonach gleichzeitig mit der Übertragung öffentlicher Aufgaben an die
Kommunen Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen waren. Wie
und in welcher Höhe eine solche Kostenregelung im Einzelnen zu gestalten war,
ließ die Verfassung jedoch offen. Insbesondere war nicht vorgegeben, dass die zu
gewährenden Mittel gesondert abzugelten waren. Der Gesetzgeber musste den
kommunalen Körperschaften bei der notwendig zu treffenden Finanzierungsrege-
lung lediglich insgesamt hinreichende Mittel zur eigenverantwortlichen Verwen-
dung gewähren.1 Diesen Vorgaben genügte bereits eine Kostenregelung, die in
dem auf die Aufgabenübertragung folgenden Finanzausgleichsgesetz erfolgte.
Hierin lag die Gefahr begründet, dass das Land Lasten durch Aufgabenübertra-
gung auf die kommunalen Körperschaften abwälzte und diese finanziell überfor-
derte. Im Vergleich zur abweichenden Verfassungsrechtslage in einigen anderen
Bundesländern2 verband sich damit eine relativ schwache Rechtsposition. Das

* Für seine wertvolle Mitarbeit an diesem Beitrag danke ich Herrn ROVG Dr. Wolf
Sarnighausen.

1 Vgl. VerfGH NRW, Urteile vom 15. Februar 1985 – VerfGH 17/83 –, OVGE 38,
301, 302 ff., und vom 9. Juli 1998 – VerfGH 16/96 und 7/97 –, OVGE 47, 249, 258 ff.,
jeweils ausführlich zur früheren Regelung in Art. 78 Abs. 3 LV NRW; kritisch dazu
Henneke, DVBl. 1998, 1158 ff.; Schoch/Wieland, S. 165 ff., Wieland, S. 415, 426 ff.
m.w.N.

2 Vgl. etwa NdsStGH, Beschluss vom 15. August 1995 – StGH 2, 3, 6, 7, 8, 9, 10/93 –,
DVBl. 1995, 1175, 1177, und Urteil vom 25. November 1997 – StGH 14/95 –, DVBl.
1998, 185 ff.; VfG Bbg, Urteile vom 18. Dezember 1997 – VfGBbg 47/96 –, DÖV
1998, 336 ff., und vom 14. Februar 2002 – VfGBbg 17/01 –, DÖV 2002, 522 ff.;
SächsVerfGH, Urteil vom 23. November 2000 – Vf. 53-II-97 –, LKV 2001, 223 ff.; ein
Überblick findet sich bei Laier, NdsVBl. 2009, 217 ff.



galt umso mehr, als die den Gemeinden nur als Gesamtvolumen zu gewährende
Finanzausstattung gemäß Art. 79 Satz 2 LV NRW unter dem Vorbehalt der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit des Landes stand und damit nicht allein nach den Be-
dürfnissen der örtlichen Gemeinschaft festgesetzt werden konnte.3

Diese verfassungsrechtliche Ausgangslage wurde angesichts der prekären Fi-
nanzlage der Kommunen und ihrer starken Abhängigkeit von staatlichen Geld-
zuweisungen im kommunalen Raum seit langem als unbefriedigend empfunden.
Mehrfach musste sich der Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-West-
falen (VerfGH NRW) unter Mitwirkung des Jubilars, der dem Gerichtshof von
1976 bis 2000 angehörte und an seiner Rechtsprechung in dieser Zeit prägend
mitwirkte, mit den schwach ausgebildeten verfassungsrechtlichen Vorgaben für
eine aufgabengerechte Finanzausstattung befassen. Ziel der in diese Zeit fallen-
den kommunalen Verfassungsbeschwerden war es, eine Rechtsprechungsände-
rung herbeizuführen.4 Der VerfGH NRW hat jedoch trotz deutlicher Kritik der
Versuchung widerstanden, selbst politisch gestaltend tätig zu werden und sich auf
die Anwendung des geltenden Verfassungsrechts beschränkt.5

II. Einführung des strikten Konnexitätsprinzips

Einer jahrzehntelangen Forderung der kommunalen Spitzenverbände und ei-
nem landesverfassungspolitischen Trend entsprechend6 hat der Verfassungsgeber
zum 1. Juli 2004 im Verhältnis zwischen Land und Kommunen ein striktes Kon-
nexitätsprinzip durch eine umfangreiche Ergänzung des Art. 78 Abs. 3 LV NRW
eingeführt.7 Der Verfassungsänderung und dem zeitgleich in Kraft gesetzten
Konnexitätsausführungsgesetz – KonnexAG – vom 22. Juni 20048 liegt die Erwä-
gung zu Grunde, ein striktes Konnexitätsprinzip funktioniere erfahrungsgemäß
nicht ohne Gesetzeskostenfolgeabschätzung und ohne eine Verfahrensregelung.9

Die Neuregelung enthält nähere Vorgaben für eine Kostenerstattungsregelung,
die gleichzeitig mit einer Aufgabenzuweisung an die Kommunen getroffen wer-

4 Michael Bertrams

3 Vgl. VerfGH NRW, Urteil vom 9. Juli 1998, a. a. O., 252 sowie 256 f.; Stern, Staats-
recht I, S. 422; Staatsrecht II, S. 1152 f.

4 Vgl. Wieland, S. 418 ff.
5 Vgl. allgemein zur Gefahr verfassungsgerichtlicher Grenzüberschreitungen Ber-

trams, S. 1027 ff.
6 Vgl. Schönenbroicher, in: Heusch/Schönenbroicher, Art. 78 Rn. 54; s. ferner z. B.

Zieglmeier, NVwZ 2008, 270 ff.; Kemmler, DÖV 2008, 983 ff.; Schoch, VBlBW 2006,
122, 127 f.

7 Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen vom
22. Juni 2004 (GV NRW, S. 360); dazu Schink, NWVBl. 2005, 85 ff.; Meier/Greiner,
NWVBl. 2005, 92 ff.; Buschmann/Freimuth, NWVBl. 2005, 365 ff.

8 GV NRW, S. 360.
9 Vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des Hauptausschusses, LT-Drs. 13/5515,

S. 20.



den muss. Führt die Übertragung neuer oder die Veränderung bestehender und
übertragbarer Aufgaben zu einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen
Gemeinden oder Gemeindeverbände, ist dafür nunmehr auf Grund einer Kosten-
folgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich für die entstehenden
notwendigen, durchschnittlichen Aufwendungen zu schaffen. Näheres regelt ein
Gesetz, das die Grundsätze der Kostenfolgeabschätzung festlegt und Bestimmun-
gen über eine Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände trifft (Art. 78 Abs. 3
Satz 5 LV NRW). In dieser Form wurden die Vorgaben für ein striktes Konnexi-
tätsprinzip während des Gesetzgebungsverfahrens in den Ausschussberatungen
erarbeitet und schließlich von allen damaligen Fraktionen des Landtags (SPD,
CDU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen) getragen.10 Bereits im Gesetzgebungsver-
fahren wurde allerdings kritisiert, es handele sich rechtstechnisch um ein zu
komplexes und neue Probleme aufwerfendes Regelungswerk.11

Während bei der Verteilung der Aufgaben auf die Kommunen bisher Sachge-
sichtspunkte im Vordergrund standen und sich die Finanzierungsfrage erst in der
Folge stellte,12 nimmt die Neufassung des Art. 78 Abs. 3 LV NRW insoweit einen
Paradigmenwechsel vor. Sie ändert zwar nichts an dem aus der Selbstverwal-
tungsgarantie folgenden Aufgabenverteilungsprinzip hinsichtlich der Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft zu Gunsten der Gemeinden und hinsichtlich
der auf das Kreisgebiet beschränkten überörtlichen Aufgaben zu Gunsten der
Kreise.13 Sie zielt aber auf eine Schärfung des Kostenbewusstseins, um die finan-
ziellen Folgen einer Aufgabenübertragung oder -veränderung von Anfang an
stärker in das Kalkül des Gesetzgebers einzubeziehen.14

Der landesverfassungsrechtliche Schutz der kommunalen Finanzhoheit durch
das Konnexitätsprinzip, das in verschiedenen Ausgestaltungen inzwischen in al-
len Flächenländern eingeführt ist,15 findet im gesamtstaatlichen Kontext eine Er-
gänzung in dem seit September 2006 geltenden strikten Ausschluss von Aufga-
benübertragungen des Bundes auf die Gemeinden und Gemeindeverbände durch
Art. 84 Abs. 1 Satz 7 und Art. 85 Abs. 1 Satz 2 GG.16 Adressat für Aufgaben-
übertragungen durch den Bund sind die Länder. Eine Weiterübertragung auf die
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10 Vgl. LT-Plenarprotokoll 13/123, S. 12064, 12076.
11 Vgl. Kirchhof, Ferdinand, LT-Zuschrift 13/3708, S. 5 f.; ähnlich Schönenbroich, in:

Heusch/Schönenbroich, Art. 78 Rn. 55.
12 Vgl. dazu Stern, Staatsrecht II, S. 1130.
13 BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 23. November 1988 – 2 BvR 1619,

1628/83 –, BVerfGE 79, 127, 150 ff.; VerfGH NRW, Urteil vom 9. Juni 1997 – VerfGH
20/95 u. a. –, OVGE 46, 295, 304.

14 Vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des Hauptausschusses, LT-Drs. 13/5515,
S. 20.

15 Vgl. Henneke, Der Landkreis 2004, 152 ff.
16 Vgl. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBl. I

S. 2034 ff.); Henneke, DVBl. 2006, 867 ff.; s. bereits zur früheren Rechtslage Schoch/
Wieland, S. 166 f.




